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Vorwort 

Das vorliegende Lehrbuch zur Fiskalpolitik hat die Analyse der makroökonomischen 
Wirkungen staatlicher Haushaltspolitik im Rahmen der wichtigsten theoretischen 
Grundmodelle der Volkswirtschaftslehre zum Inhalt. Fiskalpolitische Fragestellun-
gen werden zwar häufig in Lehrbüchern zur Wirtschaftspolitik und Makroökonomie 
behandelt bzw. stellen in einigen Lehrbüchern zur Finanzwissenschaft einen The-
menkreis unter etlichen dar. Da das Hauptinteresse dieser Lehrbücher jedoch auf 
andere Schwerpunkte gerichtet ist bzw. ihr Anliegen einem Generalüberblick gilt, 
wird die Analyse makroökonomischer Wirkungen staatlicher Budgetpolitik dort auf 
elementare Implikationen der betrachteten theoretischen Modelle beschränkt. 

Das vorliegende Lehrbuch rückt demgegenüber die Untersuchung der Differen-
tialwirkungen staatlicher Ausgaben- und Einnahmenveränderungen auf die Volks-
wirtschaft ins Zentrum der Betrachtung. Budget-, Produktions-, Beschäftigungs-
und Preisniveaueffekte des Einsatzes verschiedener Instrumente werden dabei jeweils 
im Rahmen von Grundmodellen der neoklassischen und keynesianischen Theorie so-
wie der neoklassischen Synthese untersucht und miteinander verglichen. Die be-
wußte Beschränkung auf diese Grundmodelle als theoretischer Rahmen für die Wir-
kungsanalyse dient dazu, den Studierenden die Basis für das Verständnis theoreti-
scher Kontroversen um die Fiskalpolitik zu vermitteln, die sich aus der Modifikation 
und Weiterentwicklung der Grundmodelle in der Literatur entwickelt haben. 

Die Konzentration auf die zentralen Aspekte der Fiskalpolitik wie auch die 
gebotene Beschränkung des Umfangs der Darstellung hat zum Verzicht auf die 
Berücksichtigung außenwirtschaftlicher Einflüsse geführt. Vielmehr werden zur bes-
seren Verständlichkeit die grundlegenden Wirkungszusammenhänge ausführlich ent-
wickelt, wobei die Darstellungsform verbale, graphische und analytische Argumen-
tation miteinander verbindet. 

Entstanden ist dieses Lehrbuch aus Teilen eines Vorlesungsskriptes, das meine 
finanzwissenschaftliche Veranstaltung „Staat und Stabilisierung" während meiner 
Tätigkeit an der Freien Universität Berlin begleitet hat und daher von den kritischen 
Anmerkungen der Studierenden in vielfältiger Weise profitieren konnte. Ebenso 
waren mir bei der späteren Erprobung des Manuskripts in der Lehre die Studenten 
der Universität der Bundeswehr München hilfreich. 
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Kapitel 1 

Das Stabilitätsziel und seine 
Messung 

1.1 Aufgaben des Staates 

Moderne Volkswirtschaften, deren Kennzeichnung als Marktwirtschaften ihre Steue-
rung über den Markt als vorherrschendem Lenkungsprinzip zum Ausdruck brin-
gen soll, weisen ohne Ausnahme - wenngleich in unterschiedlicher Ausprägung und 
Stärke - ein zweites Steuerungsprinzip auf: die Wirtschaftspolitik des Staates. Die 
Aufgaben des Staates in marktorientierten Volkswirtschaften können sich zum einen 
aus Unzulänglichkeiten bzw. unerwünschten Nebenwirkungen des Steuerungsinstru-
mentes Markt ergeben, zum anderen daraus, daß aus verschiedenen gesellschaftspoli-
tischen Vorstellungen und Interessen heraus ganz bewußt andere wirtschaftliche Re-
sultate angestrebt werden, als sich über den Markt einstellen würden. Die Ergänzung 
bzw. Ersetzung des Steuerungsprinzips Markt durch das Steuerungsprinzip Staat 
führt in jedem Fall zu ökonomischen Abläufen und Ergebnissen, die einer besonderen 
Analyse bedürfen. Die Auswirkungen desjenigen Teils der Steuerung der Volkswirt-
schaft durch den Staat, der sich über die Einnahmen und Ausgaben des Staates 
vollzieht, ist Erkenntnisgegenstand eines Teilgebietes der Volkswirtschaftslehre, der 
Finanzwissenschaft. 

Zur Strukturierung der vielfältigen Eingriffe des Staates in das Marktgeschehen 
hat es sich in der Finanzwissenschaft seit dem Erscheinen von Musgraves Finanztheo-
rie1 eingebürgert, drei Hauptbereiche staatlicher Steuerungstätigkeit in marktorien-
tierten Wirtschaftssystemen zu unterscheiden. Die Aufgaben des Staates ergeben 
sich danach aus den von ihm verfolgten Zielen, dem Allokationsziel, dem Distribu-
tionsziel und dem Stabilisierungsziel. Als ein weiteres Ziel, das allerdings auf einer 
unteren Ebene gegenüber den anderen Zielen anzusiedeln ist, wäre das fiskalische 
Ziel zu nennen, d.h. die Aufgabe des Staates, sich die Mittel für die Erfüllung der 
ersten drei Ziele zu beschaffen. 

'Musgrave (1959) 
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Abbildung 1.1: Staatliches Zielsystem nach Musgrave 

Das Allokationsziel bezieht sich auf ein Hauptproblem jeder Volkswirtschaft. Der 
Begriff Allokation bezeichnet die Aufteilung der knappen Ressourcen einer Volks-
wirtschaft auf alternative Verwendungszwecke. Wird die optimale Allokation der 
Ressourcen durch den Marktprozeß nicht realisiert, dann liegt es nahe, zu prüfen, 
ob der Staat durch geeignete Maßnahmen eine Reallokation herbeiführen kann, mit 
dem Ziel, die Paretooptimalbedingungen, die eine optimale Allokation kennzeich-
nen, zu realisieren. Dieser Sicht der Dinge kann selbstverständlich auch eine solche 
gegenübergestellt werden, die Fehlallokationen gerade als Resultat störender Staats-
eingriffe auffaßt. Immerhin herrrscht im Bereich der Allokation noch der geringste 
Dissens unter den ökonomischen Lehrmeinungen. 

Die Aufgabe der Distribution stellt sich für den Staat immer dann, wenn die ge-
sellschaftlich gewünschte Verteilung von derjenigen abweicht, die sich als Ergebnis 
der Marktprozesse einer Volkswirtschaft einstellt. Die Voraussetzungen und Re-
sultate der sich marktmäßig ergebenden Verteilung müssen dann durch den Staat 
verändert werden, damit das gesellschaftlich gewünschte Verteilungsziel realisiert 
werden kann. Staatliche Umverteilungspolitik unterliegt in wesentlich stärkerem 
Maße als die Allokationspolitik kontroverser Diskussion. Sowohl unter Gerechtig-
keitsaspekten als auch wegen möglicher Konflikte mit dem Allokationsziel ist das 
Ausmaß, ja selbst die Berechtigung des Distributionsziels überhaupt, umstritten. 

Das Stabilisierungsziel schließlich ist darauf gerichtet, die Schwankungen der 
wirtschaftlichen Aktivität einer Volkswirtschaft zu verhindern bzw. zu minimie-
ren, um eine störungsfreie und stetige Entwicklung der ökonomischen Aktivität si-
cherzustellen. Dieser Bereich staatlicher Eingriffe in das Wirtschaftsgeschehen ist 
wohl der umstrittenste überhaupt. Hier wurden die schärfsten Kontroversen unter 
Ökonomen über Gründe und Wirkungen staatlicher Wirtschaftspolitik ausgetragen. 
Während die einen der Auffassung sind, das System der Marktwirtschaft sei nicht in 



1.2. GESETZLICH FIXIERTE STABILITÄTSZIELE 3 

der Lage, die Ressourcen der Volkswirtschaft vollständig und gleichmäßig zu nutzen, 
vielmehr würde es zu mehr oder minder regelmäßigen Zuständen der Unter- bzw. 
Uberauslastung der Produktionsfaktoren tendieren, sind die anderen der Ansicht, 
erst durch die Intervention des Staates komme es überhaupt zu den Schwankun-
gen der wirtschaftlichen Entwicklung, die wir als Konjunktur bezeichnen. Aus der 
ersten Auffassung folgt die Forderung, durch stabilisierendes Eingreifen des Staa-
tes die der Marktwirtschaft inhärente Instabilität auszugleichen. Aus der zweiten 
Auffassung ergibt sich die genau entgegengesetzte Forderung: Da ständige Varia-
tionen der staatlichen Handlungsparameter als Ursache der Instabilität identifiziert 
werden, muß konsequenterweise dem Staat ein neutrales Verhalten auferlegt werden, 
um eine störungsfreie Entwicklung der Volkswirtschaft zu sichern. 

1.2 Gesetzlich f ixierte Stabilitätsziele 

Vor einer Analyse der theoretischen Grundpositionen, die zu so unterschiedlicher 
Einschätzung des Stellenwerts der Stabilisierungspolitik führen, ist zunächst zu 
klären, was unter dem Stabilitätsziel konkret zu verstehen ist. Diese Klärung er-
folgt hier in Anlehnung an die Operationalisierung, wie sie in der Bundesrepublik 
Deutschland getroffen wurde. Das Ziel der Stabilisierungspolitik ist für die Bundes-
republik global im Grundgesetz gesetzlich fixiert. Art. 109, Abs. 2 GG verpflichtet 
Bund und Länder dazu, bei ihrer Haushaltswirtschaft den Erfordernissen des ge-
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung zu tragen. Im Art. 115, Abs.l, Satz 
2 GG, dem sogenannten Schuldenartikel, ist festgelegt, daß die Einnahmen aus Kre-
diten des Staates die Summe der im Haushaltsplan vorgesehenen Investitionen nicht 
überschreiten dürfen, es sei denn, daß dies zur Abwehr einer Störung des gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts erforderlich ist. 

Der aus der makroökonomischen Theorie entlehnte Begriff des gesamtwirtschaft-
lichen Gleichgewichts muß für die praktische Stabilisierungspolitik konkretisiert wer-
den. Das Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft 
(StWG) vom 8. Juni 1967 (sogenanntes Stabilitäts- und Wachstumsgesetz) füllt den 
Begriff des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts mit Inhalt, indem es seine Einzel-
ziele in §1 benennt: ,ßund und Länder haben bei ihren wirtschafte- und f inanzpoli-
tischen Maßnahmen die Erfordernisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu 
beachten. Die Maßnahmen sind so zu treffen, daß sie im Rahmen der marktwirt-
schaftlichen Ordnung gleichzeitig zur Stabilität des Preisniveaus, zu einem hohen 
Beschäftigungsstand und außenwirtschaftlichem Gleichgewicht bei stetigem und an-
gemessenem Wirtschaftswachstum beitragen" 2. Weil es sich als schwierig erweisen 
kann, die genannten vier Teilziele gleichzeitig zu realisieren, wird ihre Gesamtheit 
auch als magisches Viereck bezeichnet. 

2 D i e Deutsche Bundesbank ist ebenfalls in diese Teilziele eingebunden. Sie ist zwar nach §3 
Bundesbankgesetz vornehmlich für die Sicherung der Währung verantwortlich, soll aber nach §12 
gleichzeitig die allgemeine Wirtschaftspolitik der Bundesregierung unterstützen. 
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Die Enumeration der Teilziele konkretisiert zwar den Begriff des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts für die Stabilisierungspolitik näher, jedoch bleibt die 
Konkretisierung noch ungenau, da die Teilziele selbst nicht näher definiert werden. 
Zur Operationalisierung der genannten Teilziele sind drei Schritte erforderlich: 

1. Für die qualitative Operationalisierung muß jedem Teilziel ein Indikator zuge-
ordnet werden, der in der Lage ist, den Bedeutungsinhalt des Teilziels mög-
lichst gut zu erfassen. 

2. In einem zweiten Schritt ist für die quantitative Operationalisierung festzu-
legen, welcher numerische Wert des gewählten Indikators als Zielerreichung 
einzustufen ist. 

3. Schließlich ist für die zeitliche Operationalisierung festzulegen, innerhalb wel-
cher Zeitperiode die gewählten Zielwerte erreicht werden sollen. 

Die zeitliche Operationalisierung ist durch §2 des Stabilitätsgesetzes gegeben, in 
dem die Bundesregierung verpflichtet wird, die von ihr für das laufende Jahr an-
gestrebten Ziele in Zielprojektionen darzulegen. In ihren Jahreswirtschaftsberichten 
im Januar eines jeden Jahres veröffentlicht die Bundesregierung, welche Zielwerte 
sie bei Berücksichtigung der Ausgangslage für erreichbar hält. Ergänzt wird dieses 
Jahresziel durch eine mittelfristige Zielprojektion für die angestrebte wirtschaftli-
che Entwicklung der nächsten 5 Jahre, da nach §9 des Stabilitätsgesetzes die Bun-
desregierung verpflichtet ist, ihre Wirtschafts- und Finanzpolitik in mehrjähriger 
Vorausschau zu konzipieren. Die mittelfristige Zielprojektion wird im Finanzbericht 
veröffentlicht und jährlich fortgeführt. Im Gegensatz zur zeitlichen Operationali-
sierung sind sowohl die qualitative als auch die quantitative Zieloperationalisierung 
gesetzlich nicht fixiert. Damit ist weder eindeutig klar, an welchen Indikatoren Ziel-
verfehlungen zu messen sind, noch welche Werte eines Indikators eine Zielverfehlung 
bedeuten3 . 

1.3 Indikatoren der Zielerreichung 
Die bisher fehlende gesetzliche Fixierung der qualitativen und quantitativen Ope-
rationalisierung der Teilziele führt dazu, daß nicht durchgängig ein und derselbe 

3 Die Notwendigkeit einer gesetzlichen Fixierung der Operationalisierung zeigt eine Klage, die 
231 Abgeordnete der CDU/CSU-Fraktion des 9. Bundestages im September 1982 gegen die Ilaus-
haltspolitik der sozialliberalen Koalition angestrengt hatten. Die Klage richtete sich gegen das 
Gesetz vom 13. Juli 1981 zur Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Jahr 1981, in dem 
der Bundesfinanzminister zu einer Verschuldung von 33,775 Mrd. DM ermächtigt wurde, so daß 
das im Haushalt vorgesehene Investitionsvolumen um 1,869 Mrd. DM überschritten wurde. Am 
2. September 1989 wies das Bundesverfassungsgericht in seinem sogenannten Schuldenurteil die 
Klage ab und bestätigte die Auffassung der damaligen Regierung, nach der die Maßnahme geeignet 
gewesen sei, eine Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu verhindern. Um zukünftig 
mehr Rechtssicherheit zu gewährleisten, fordert das Urteil gleichzeitig eine Konkretisierung des Be-
griffs „gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht" , soweit das angesichts der Dynamik wirtschaftlicher 
Konstellationen überhaupt möglich ist. 
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Indikator zur Messung eines Teilziels verwendet wird. Ebenso ist die quantitative 
Zieloperationalisierung Schwankungen unterworfen. 

1.3.1 Stabiles Preisniveau 
Das erstgenannte Teilziel des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes, ein stabiles Preis-
niveau, nahm im Bewußtsein der Öffentlichkeit lange Zeit eine überragende Stellung 
ein. Das Stabilitätsgesetz dagegen setzt keine Prioritäten bzgl. der Bedeutung der 
Teilziele, sondern fordert, daß sie gleichrangig zu verfolgen sind. 

Das Ziel eines stabilen Preisniveaus ist nicht gleichbedeutend mit der Forderung 
nach der Konstanz aller Preise. In einer Marktwirtschaft müssen die einzelnen Preise 
flexibel sein, damit sie ihre Funktion als Knappheitsindikatoren erfüllen können. Ein 
stabiles Preisniveau ist dadurch gekennzeichnet, daß sich bei veränderten Knapp-
heitsrelationen Preissteigerungen und Preissenkungen einzelner Güter so aufheben, 
daß bei geänderter Preisstruktur das Preisniveau und damit die Kaufkraft des Geldes 
konstant bleibt. 

Liegt dagegen ein anhaltender Anstieg des Preisniveaus vor, so herrscht Inflation. 
Die prozentuale Wachstumsrate des Preisniveaus, die Inflationsrate, mißt die relative 
Veränderung des Preisniveaus einer Berichtsperiode (<) gegenüber einer Basisperiode 
( 0 ) , 

(1.1) Pot = χ 100 
"o 

oder 

(1.2) Pot = ^ r x 100 -100 , 
Po v * ' 

Preisindex (PI) 

wobei der erste Summand von (1.2) als Preisindex bezeichnet wird. Ein Preisindex 
( P I ) setzt einen gewogenen Durchschnitt der Einzelpreise der Berichtsperiode und 
der Basisperiode zueinander ins Verhältnis: 

(1.3) Plot = ^ x 100 Gi : Gewichte. 

*=i 

Fü r die Bildung des Preisindex, der Auskunft darüber geben soll, ob sich das 
Preisniveau verändert hat oder nicht, sind nun zwei Fragen zu beantworten: 

• Wie sollen die Gewichtungsfaktoren Gi im Preisindex gewählt werden? 

• Welche Einzelpreise p, und damit welche Güterarten sollen in den Index auf-
genommen werden? 
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Während es sich bei der ersten Frage um ein indextechnisches, also statistisches 
Problem handelt, betrifft die Wahl des adäquaten Güterbündels die Wertentschei-
dung, welches Aggregat von Gütern als relevant für die Geldwertstabilität einzustu-
fen ist. Nach beiden Kriterien lassen sich Preisindices untergliedern. 

1.3.1.1 Statistische Preisindices 

Als Gewichte im Preisindex bieten sich die Mengen der einzelnen Güter des 
gewählten Güterbündels an, da sie den quantitativen Stellenwert eines jeden Gutes 
am betrachteten Gesamtgüterbündel bestimmen. Da ausschließlich Preisverände-
rungen erfaßt werden sollen, ist es erforderlich, die Gewichte und damit die Güter-
mengen für die Basisperiode und die Berichtsperiode gleich zu wählen. Nur dann 
können ausgewiesene Veränderungen des Güterbündels nur aus Preisveränderungen, 
nicht aber aus Mengenveränderungen resultieren. Je nach dem Zeitbezug der Ge-
wichte lassen sich zwei Arten von Preisindices unterscheiden: der Laspeyres-Index 
und der Paasche-Index. 

Abbildung 1.2: Statistische Preisindexmethoden 

Werden als Gewichte die Mengen der Basisperiode verwendet, so ergibt sich 
der Laspeyres-Preisindex (LPI): 

η 
Pixi 

(1.4) LPIot = ψ χ 100. 

Pixi 
i=1 

Der Laspeyres-Preisindex informiert also darüber, um wieviel sich die Kosten des 
Güterbündels der Basisperiode in der Berichtsperiode verändert haben. Für die 
prozentuale Inflationsrate Pot im Zeitraum zwischen der Basisperiode (0) und der 
Berichtsperiode (<) gilt mit (1.2) dann: 

(1.5) Pot = LPIot ~ 100. 
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Zur griffigen Beschreibung der Preisniveauentwicklung wird häufig auf die perioden-
weise Inflationsrate zurückgegriffen. Diese läßt sich aus der Zeitreihe der Entwick-
lung des Preisindex nach Laspeyres unmittelbar ermitteln, indem zwei benachbarte 
Werte der Preisindexreihe, z.B. der Index der Periode t, 

η 
PiXi 

(1.6) LPIot = ψ x 100, 

Pixi 
i=l 

und der Index der vorangegangenen Periode (t — 1), 

E r . ' - 1 * ? 
(1.7) LPI0(t-i) = ^ x 100, 

Pixi 
i=l 

aufeinander bezogen werden: 

η Σ< 0 Ρ ί ' 
(1-8) = ^ * L , r i o(f-i) 

IsPi xi 
j=l 

Mit (1.2) folgt dann für die periodenweise Inflationsrate: 

(»··) M Ä - i ) x m 

Wird die Gewichtung mit Hilfe der Mengen der Berichtsperiode (zj) vorgenommen, 
so folgt der Paasche-Preisindex: 

(1.10) PPIot = ^C X 100. 

Pixi 
i=l 

Der Paasche-Preisindex zeigt an, um wieviel sich die Kosten des Güterbündels 
der Berichtsperiode gegenüber der Basisperiode verändert haben. Die prozentuale 
Inflationsrate gegenüber der Basisperiode ergibt sich in Analogie zu (1.2) als: 

(1.11) Pot = PPIot ~ 100. 

Im Gegensatz zum Laspeyres-Index läßt sich die periodenweise Inflationsrate aus der 
Entwicklung des Paasche-Index durch zwei zeitmäßig aufeinander folgende Werte 
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des Indexes nicht ermitteln. Da die Mengen der Berichtsperiode als Gewichte ver-
wendet werden, führt ein zu (1.8) analoges Verfahren zu einem Ausdruck, der sowohl 
Preis- als auch Mengenveränderungen aufweist, 

η η 
Σ< < i-1 

Pixi L, P.x, 
1=1 1=1 

Σ ρ Ή Σ Ρ Γ 1 ^ - 1 ' 
t=l i=l 

und daher nicht geeignet ist, um die periodenweise Preisniveauentwicklung nachzu-
zeichnen, obwohl fälschlicherweise in der Praxis häufig so verfahren wird. 

1.3.1.2 Preis indexarten 

Die Wahl des adäquaten Güterbündels für die Bildung eines Indikators der Preis-
niveaustabilität ist eine Frage der Zweckmäßigkeit. Letztlich ist dabei das Problem 
zu lösen, wie umfangreich der gewählte Güterkorb sein soll, an dem die Preisniveau-
stabilität zu messen ist. Für einen möglichst umfassenden Güterkorb spricht die 
Zielvorstellung einer Erfassung der allgemeinen Preisentwicklung. Da aber anderer-
seits die relevante Kaufkraft des Geldes von seiner speziellen Verwendung abhängig 
ist, muß der Güterkorb entsprechend selektiv gestaltet sein. Weil es nicht möglich ist, 
einen Güterkorb zu bilden, der beide Anforderungen erfüllt, kann es nicht nur einen 
einzigen Preisindex geben, der für alle Zwecke gleich gut geeignet ist. Aus diesem 
Grund ermittelt das Statistische Bundesamt für die Bundesrepublik über 20 ver-
schiedene Preisindexarten, so z.B. den Preisindex der Erzeugerpreise, der Bauwerke, 
der landwirtschaftlichen Erzeugnisse etc., je nachdem welche spezielle Fragestellung 
untersucht wird. 

Von den berechneten Preisindices sind zwei Arten von besonderer Bedeutung. 
Zum einen die Gruppe der Preisindices der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung. 
Sie ist es deshalb, weil die Bundesregierung nach §2 StWG verpflichtet ist, bei ihren 
Zielprojektionen Mittel und Form der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung zu ver-
wenden. Zum anderen interessiert in der Öffentlichkeit dagegen fast ausschließlich 
die Entwicklung der Preisindices der Lebenshaltung. 

1.3.1.2.1 Preisindices der V G R Die Preisindices der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung ermöglichen eine Darstellung der Preisentwicklung von großen Ag-
gregaten. Sie weisen damit die Eigenschaft eines sehr umfassenden „Güterkorbes" 
auf und werden technisch nach der Paasche-Methode ermittelt. Der umfassendste 
Preisindex, der sich überhaupt bilden läßt, ist der Preisindex des Bruttosozialpro-
dukts. Seine Entwicklung seit 1960 zeigt die Abb. 1.3. Uber den gesamten Zeitraum 
ist ein Ansteigen des Preisindex zu verzeichnen, wobei allerdings die Veränderungs-
rate starken Schwankungen unterworfen ist. 

Neben diesem vom Güterkorb her maximalen Indikator verwendet die Bundesre-
gierung bei ihren Projektionen jedoch auch kleinere Aggregate, wie den Preisindex 
der letzten Verwendung, der die Importe ausklammert, den Preisindex der letzten 

(1 .12 ) 
PPI, ο t 

PPIon-O(i-l) 


